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74. Gesetz vom 4. Juli 2001, mit dem die Tiroler Bauordnung 1998 geändert wird (4. Bauordnungsnovelle)
75. Verordnung des Landeshauptmannes vom 19. Juni 2001, mit der die Verordnung über die Geschäftseinteilung des

Amtes der Tiroler Landesregierung geändert wird

74. Gesetz vom 4. Juli 2001, mit dem die Tiroler Bauordnung 1998 geändert wird (4. Bauord-
nungsnovelle)

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Die Tiroler Bauordnung 1998, LGBl. Nr. 15, in der
Fassung der Gesetze LGBl. Nr. 7/1999, 79/2000 und
42/2001 wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 3 des § 1 hat die lit. f zu lauten:
�f) bauliche Anlagen, die der Gewinnung oder Auf-

bereitung von mineralischen Rohstoffen dienen und den
bergrechtlichen Vorschriften unterliegen;�

2. Im Abs. 3 des § 1 wird in der lit. p der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Bestimmung als
lit. q angefügt:

�q) von Gebietskörperschaften errichtete Verbauun-
gen zum Schutz vor Naturgefahren, wie Steinschlag-
dämme, Steinschlagnetze, Schneebrücken, Schnee-
rechen, Quer- und Längswerke und dergleichen.� 

3. Der Abs. 11 des § 2 hat zu lauten:
�(11) Die mittlere Wandhöhe ist der Abstand zwi-

schen dem Niveau des an ein Gebäude anschließenden
Geländes und dem Schnitt der äußeren Wandfläche mit
der Dachhaut, wobei Höhenunterschiede, die sich aus
der Neigung einer Dachfläche bzw. des anschließenden
Geländes ergeben, bis insgesamt höchstens 3 m gemittelt
werden. Übersteigt die Neigung einer Dachfläche den
Winkel von 45°, so ist dieser Schnitt unter der Annahme
zu ermitteln, dass die Dachneigung 45° beträgt, wobei
vom höchsten Punkt jener Dachfläche auszugehen ist,
deren Neigung den Winkel von 45° übersteigt. Wurde das
Geländeniveau durch die Bauführung oder im Hinblick
auf eine beabsichtigte Bauführung verändert, so ist vom
Geländeniveau vor dieser Veränderung auszugehen. An-
derenfalls ist vom bestehenden Geländeniveau auszuge-
hen. Dies gilt auch dann, wenn eine Geländeveränderung
mehr als zehn Jahre zurückliegt. Ist jedoch in einem

Bebauungsplan eine Höhenlage festgelegt, so ist in allen
Fällen von dieser auszugehen.�

4. Der Abs. 12 des § 2 hat zu lauten:
�(12) Bauplatz ist ein Grundstück, auf dem ein Ge-

bäude errichtet werden soll oder besteht. Grundstück
ist eine Grundfläche, die im Grundsteuerkataster oder
im Grenzkataster mit einer eigenen Nummer bezeich-
net ist oder die in einem Zusammenlegungsverfahren als
Grundabfindung gebildet wurde. Bauplätze müssen
außer im Falle von Sonderflächen nach § 47 des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1997 eine einheitliche Wid-
mung aufweisen.�

4a. Der Abs. 17 des § 2 hat zu lauten:
�(17) Folientunnels sind bauliche Anlagen, die keine

dauerhafte Fundamentierung und Tragkonstruktion
oder eine dauerhafte Fundamentierung ausschließlich
mittels Punktfundamenten und eine darauf aufgesetzte
Tragkonstruktion aufweisen und die nur für die Dauer
des jahreszeitlich notwendigen Schutzes von landwirt-
schaftlich oder gärtnerisch genutzten Flächen aufge-
stellt werden.�

5. Im Abs. 16 des § 2 wird nach dem Wort �Wind-
fänge,� das Wort �Freitreppen,� eingefügt.

6. Der Abs. 4 des § 3 hat zu lauten:
�(4) Gebäude dürfen nur auf Grundstücken errichtet

werden, bei denen eine dem vorgesehenen Verwen-
dungszweck entsprechende Wasser- und Energieversor-
gung sowie Entsorgung der Abwässer und der Nieder-
schlagswässer sichergestellt ist.�

7. Im Abs. 3 des § 4 hat die lit. a zu lauten:
�a) für die betreffenden Bauplätze eine einheitliche

Widmung als Gewerbe- und Industriegebiet, als Sonder-
fläche nach den §§ 43 bis 47 oder 50 oder als Vorbe-
haltsfläche nach § 53 Abs. 1 lit. a des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997 festgelegt ist oder�
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8. Im Abs. 2 des § 5 hat der erste Satz zu lauten:
�Nebengebäude und Nebenanlagen, deren mittlere

Wandhöhe bzw. Höhe auf der der Verkehrsfläche zuge-
kehrten Seite 2,80 m, im Gewerbe- und Industriegebiet
3,50 m, nicht übersteigt, untergeordnete Bauteile und
frei stehende Werbeeinrichtungen dürfen vor die Bau-
fluchtlinie ragen oder vor dieser errichtet werden, wenn
dadurch weder das Orts- und Straßenbild noch die
Sicherheit und Flüssigkeit des Verkehrs beeinträchtigt
werden.�

9. Im Abs. 1 des § 6 wird in der lit. a das Zitat �nach
den §§ 43 bis 47, 50 und 51 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1997� durch das Zitat �nach den §§ 43 bis 47
und 50 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997� er-
setzt.

10. Im Abs. 1 des § 6 werden folgende Sätze ange-
fügt:

�Anderenfalls ist vom bestehenden Geländeniveau
auszugehen. Dies gilt auch dann, wenn eine Gelände-
veränderung mehr als zehn Jahre zurückliegt. Ist jedoch
in einem Bebauungsplan eine Höhenlage festgelegt, so
ist in allen Fällen von dieser auszugehen.�

11. Der Abs. 2 des § 6 hat zu lauten:
�(2) Bei der Berechnung der Mindestabstände nach

Abs. 1 bleiben außer Betracht und dürfen innerhalb der
entsprechenden Mindestabstandsflächen errichtet wer-
den:

a) untergeordnete Bauteile, sofern sie nicht mehr als
1,50 m in die Mindestabstandsflächen ragen und ein aus-
reichender Brandschutz zum angrenzenden Grund-
stück gewährleistet ist;

b) Kamine sowie Dachkapfer bis zu einer Länge von
insgesamt 33 v. H. der Wandlänge auf der betreffenden
Gebäudeseite und bis zu einer Höhe von 1,40 m, wobei
vom lotrechten Abstand zwischen dem untersten
Schnittpunkt des Dachkapfers mit der Dachhaut und
dem höchsten Punkt des Dachkapfers auszugehen ist.�

12. Im Abs. 3 des § 6 wird in der lit. e der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Bestimmung als
lit. f angefügt:

�f) Flutlichtanlagen und sonstige Beleuchtungsein-
richtungen mit Zustimmung des betroffenen Nach-
barn.�

13. Im Abs. 6 des § 6 haben der erste und der zweite
Satz zu lauten:

�Die Mindestabstandsflächen von 3 bzw. 4 m dürfen
insgesamt nur im Ausmaß von höchstens 15 v. H. der
Fläche des Bauplatzes mit oberirdischen baulichen An-
lagen im Sinne des Abs. 2 lit. a und Abs. 3 verbaut wer-

den. Dabei bleiben bauliche Anlagen nach Abs. 3 lit. c
und d sowie Pflasterungen und dergleichen unberück-
sichtigt.�

14. Der Abs. 8 des § 6 hat zu lauten:
�(8) Bauliche Anlagen dürfen aufgrund eines ge-

meinsamen Antrages der Eigentümer der betreffenden
Bauplätze oder der daran Bauberechtigten an der Grund-
stücksgrenze errichtet werden (gekuppelte Bauweise),

a) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht und das
Orts- und Straßenbild dadurch nicht erheblich beein-
trächtigt wird oder

b) wenn dies aufgrund des Bebauungsplanes zulässig
ist.

Besteht aufgrund eines solchen gemeinsamen Antra-
ges zumindest für einen der betroffenen Bauplätze eine
Baubewilligung, so ist die Errichtung von Gebäuden mit
Ausnahme von Nebengebäuden in offener Bauweise
nicht weiter zulässig.�

15. Im Abs. 9 des § 6 hat der erste Satz zu lauten:
�Erfüllt ein nach früheren baurechtlichen Vorschrif-

ten rechtmäßig bestehendes Gebäude die Vorausset-
zungen nach den Abs. 1 bis 4 und 6 nicht, so sind ein
Umbau, ein geringfügiger Zubau oder eine sonstige Än-
derung dieses Gebäudes, eine Änderung seines Verwen-
dungszweckes oder sein Wiederaufbau im Falle des Ab-
bruches oder der sonstigen Zerstörung auch dann zu-
lässig, wenn

a) von diesen Voraussetzungen nicht weiter als bis-
her abgewichen wird,

b) den Erfordernissen des Brandschutzes entspro-
chen wird und

c) bei einer Änderung des Verwendungszweckes
weiters keine zusätzlichen nachteiligen Auswirkungen
auf die angrenzenden Grundstücke, insbesondere durch
Lärm, zu erwarten sind.�

16. Im Abs. 1 des § 8 wird folgender Satz angefügt:
�Die für Einkaufszentren erforderlichen Abstell-

möglichkeiten dürfen nur in Form von Parkdecks oder
unterirdischen Garagen errichtet werden.�

17. Im Abs. 2 des § 8 wird folgender Satz angefügt:
�Die nach Abs. 1 für Einkaufszentren der Betriebs-

typen IV und VI erforderlichen Abstellmöglichkeiten
dürfen nur auf der betreffenden Sonderfläche nach § 49
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 geschaffen
werden.�

18. Im Abs. 5 des § 8 hat der zweite Satz zu lauten:
�Weiters kann die Gemeinde durch Verordnung be-

stimmen, dass die nach Abs. 1 erforderlichen Abstell-
möglichkeiten im Bauland oder in bestimmten Teilen da-
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von oder die nach Abs. 1 für bauliche Anlagen auf
Sonderflächen nach den §§ 43, 48 und 50 und auf Vor-
behaltsflächen nach § 53 des Tiroler Raumordnungsge-
setzes 1997 erforderlichen Abstellmöglichkeiten nur in
Form von Parkdecks oder unterirdischen Garagen er-
richtet werden dürfen, wenn dies im Interesse der best-
möglichen Nutzung des Baulandes geboten oder zum
Schutz der Gesundheit von Menschen oder zur Ver-
meidung unzumutbarer Belästigungen erforderlich ist.�

19. Im Abs. 6 des § 8 hat der dritte Satz zu lauten:
�Bei Abstellmöglichkeiten für Einkaufszentren der

Betriebstypen IV und VI ist eine Befreiung nicht zuläs-
sig.�

20. § 14 hat zu lauten:

�§ 14
Bewilligung

(1) Die Bewilligung nach § 12 Abs. 1 ist außer in den
Fällen des § 55a Abs. 1 des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1997 zu erteilen, wenn für die Grundstücke ein
allgemeiner und ein ergänzender Bebauungsplan oder
ein Bebauungsplan nach § 56 Abs. 3 des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes 1997 besteht und wenn die vorgese-
hene Änderung der Grundstücksgrenzen eine diesen
Bebauungsplänen entsprechende Bebauung der Grund-
stücke sowie die darin festgelegte verkehrsmäßige Er-
schließung nicht verhindert oder erschwert.

(2) In den Fällen des § 55a Abs. 1 des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes 1997 ist die Bewilligung nach § 12
Abs. 1 zu erteilen, wenn die vorgesehene Änderung der
Grundstücksgrenzen

a) eine zweckmäßige und bodensparende Bebauung
der Grundstücke gewährleistet und weiters einer ge-
ordneten baulichen Gesamtentwicklung des betreffen-
den Gebietes nicht entgegensteht und

b) einer zweckmäßigen verkehrsmäßigen Erschlie-
ßung und Erschließung des betreffenden Gebietes mit
Einrichtungen zur Wasserversorgung und Entsorgung
der Abwässer und der Niederschlagswässer unter Be-
dachtnahme auf die Erfordernisse einer geordneten Ge-
samterschließung des Gemeindegebietes nicht ent-
gegensteht.

(3) Für bebaute Grundstücke oder für Grundstücke,
für die eine rechtskräftige Baubewilligung vorliegt, darf
die Bewilligung nach § 12 Abs. 1 für Teilungen oder Ab-
schreibungen weiters nur erteilt werden, wenn die be-
stehende bzw. die bewilligte bauliche Anlage auch nach
der vorgesehenen Änderung der Grundstücksgrenzen
innerhalb der Grenzen des Bauplatzes liegt, die Voraus-
setzungen nach § 6 Abs. 1, 2, 3 und 6 erfüllt sind und

den Erfordernissen des Brandschutzes entsprochen
wird. Besteht auf dem betreffenden Grundstück jedoch
eine bauliche Anlage, die aufgrund früherer bau- oder
raumordnungsrechtlicher Vorschriften einen geringe-
ren Abstand zu den angrenzenden Grundstücken auf-
weist, so darf die Bewilligung auch erteilt werden, wenn
dieser Abstand durch die Teilung oder Abschreibung
nicht verringert und den Erfordernissen des Brand-
schutzes entsprochen wird.

(4) Die Bewilligung nach § 12 Abs. 1 tritt außer Kraft,
wenn nicht innerhalb von zwei Jahren nach dem Eintritt
der Rechtskraft die grundbücherliche Durchführung
der Änderung der Grundstücksgrenzen beantragt
wird.�

21. Der Abs. 1 des § 18 hat zu lauten:
�(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung nä-

here Bestimmungen darüber zu erlassen, welchen bau-
technischen Erfordernissen im Sinne des § 16 Abs. 1
und 2 bauliche Anlagen allgemein oder im Hinblick auf
ihre Art jedenfalls zu entsprechen haben. In einer sol-
chen Verordnung können auch technische Richtlinien,
die aus den Erkenntnissen der Wissenschaft und den Er-
fahrungen der Praxis abgeleitet und von einer fachlich
hiezu berufenen Stelle herausgegeben werden, für ver-
bindlich erklärt werden.�

22. Im Abs. 1 des § 20 haben die lit. b und c zu lauten:
�b) die sonstige Änderung von Gebäuden oder Ge-

bäudeteilen, wenn dadurch allgemeine bautechnische
Erfordernisse wesentlich berührt werden;

c) die Änderung des Verwendungszweckes von Ge-
bäuden oder Gebäudeteilen, wenn sie auf die Zulässig-
keit des Gebäudes oder Gebäudeteiles nach den bau-
oder raumordnungsrechtlichen Vorschriften von Ein-
fluss sein kann; hiebei ist vom bewilligten Verwen-
dungszweck bzw. bei Gebäuden oder Gebäudeteilen, für
die aufgrund früherer baurechtlicher Vorschriften ein
Verwendungszweck nicht bestimmt wurde, von dem aus
der baulichen Zweckbestimmung hervorgehenden Ver-
wendungszweck auszugehen;�

23. Im Abs. 1 des § 20 wird folgende Bestimmung als
lit. d eingefügt:

�d) die Verwendung von bisher anderweitig verwen-
deten Gebäuden, Wohnungen oder sonstigen Gebäude-
teilen als Freizeitwohnsitz, sofern nicht eine Ausnah-
mebewilligung nach § 15 Abs. 5 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997 vorliegt, sowie die Verwendung von
im Freiland gelegenen Freizeitwohnsitzen auch zu ei-
nem anderen Zweck als dem eines Freizeitwohnsitzes;�

24. Im Abs. 1 des § 20 erhält die bisherige lit. d die
Buchstabenbezeichnung �e�.
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25. Im Abs. 2 des § 20 wird im ersten Satz das Zitat
�Abs. 1 lit. b oder d� durch das Zitat �Abs. 1 lit. b oder e�
ersetzt.

26. Im Abs. 2 des § 20 hat die lit. b zu lauten:
�b) die Errichtung und Änderung von Stützmauern

und Einfriedungen bis zu einer Höhe von insgesamt 2 m,
sofern diese nicht unter Abs. 3 lit. c fallen;�

27. Im Abs. 2 des § 21 hat die lit. a zu lauten:
�a) bei Neu- und Zubauten der Nachweis des Eigen-

tums oder des Baurechtes am Bauplatz oder, wenn der
Bauwerber nicht Grundeigentümer oder Bauberechtig-
ter ist, die Zustimmungserklärung des Grundeigen-
tümers bzw. des Bauberechtigten; für Neu- und Zubau-
ten an Liegenschaften, an denen Wohnungseigentum
besteht, bedarf es des Nachweises des Miteigentums an
der Liegenschaft bzw. der Zustimmungserklärung des
betreffenden Miteigentümers, nicht jedoch des Nach-
weises der Zustimmung der übrigen Miteigentümer;�

28. Die Abs. 3 und 4 des § 21 haben zu lauten:
�(3) Ist aufgrund der Lage, der Ausgestaltung oder

der Einrichtung eines Gebäudes, einer Wohnung oder
eines sonstigen Gebäudeteiles die Verwendung als Frei-
zeitwohnsitz entgegen dem § 15 Abs. 2 oder 5 des Tiro-
ler Raumordnungsgesetzes 1997 nicht auszuschließen,
so hat der Bauwerber insbesondere durch nähere Anga-
ben über die vorgesehene Nutzung oder über die Art
der Finanzierung glaubhaft zu machen, dass eine Ver-
wendung als Freizeitwohnsitz nicht beabsichtigt ist.

(4) Ist aufgrund der Größe und der Ausgestaltung
eines Gebäudes oder mehrerer Gebäude, die in einem
räumlichen Naheverhältnis stehen und eine funktionale
Einheit bilden, die Verwendung als Einkaufszentrum
nicht auszuschließen, so hat der Bauwerber insbeson-
dere durch nähere Angaben über die vorgesehene Nut-
zung und, sofern darin mehrere Betriebe untergebracht
sind, auch über die betriebsorganisatorischen Verhält-
nisse dieser Betriebe zueinander glaubhaft zu machen,
dass eine Verwendung als Einkaufszentrum nicht beab-
sichtigt ist.�

29. Der Abs. 3 des § 22 hat zu lauten:
�(3) Die Behörde hat das angezeigte Bauvorhaben zu

prüfen. Ergibt sich dabei, dass das angezeigte Bauvor-
haben bewilligungspflichtig ist, so hat die Behörde dies
innerhalb von zwei Monaten nach Vorliegen der voll-
ständigen Bauanzeige mit schriftlichem Bescheid fest-
zustellen. Ist das angezeigte Bauvorhaben nach den bau-
oder raumordnungsrechtlichen Vorschriften unzuläs-
sig, so hat die Behörde dessen Ausführung innerhalb
derselben Frist mit schriftlichem Bescheid zu unter-

sagen. Besteht Grund zur Annahme, dass ein solcher
Feststellungs- oder Untersagungsbescheid nicht frist-
gerecht rechtswirksam zugestellt werden kann, so hat
ihn die Behörde nach § 23 des Zustellgesetzes ohne vor-
hergehenden Zustellversuch zu hinterlegen.�

30. Der Abs. 1 des § 24 wird aufgehoben. Die Abs. 2
bis 9 des § 24 erhalten die Absatzbezeichnungen �(1)�
bis �(8)�.

31. Der nunmehrige Abs. 1 des § 24 hat zu lauten:
�(1) Die Behörde kann, sofern das Bauansuchen nicht

nach § 26 Abs. 2 oder 3 zurückzuweisen oder ohne wei-
teres Verfahren abzuweisen ist, eine Bauverhandlung
durchführen, wenn dies insbesondere im Hinblick auf
die Art oder Größe des betreffenden Bauvorhabens, die
Anzahl der im Verfahren beizuziehenden Sachverstän-
digen oder die Anzahl der Parteien und Beteiligten im
Interesse einer möglichst raschen und zweckmäßigen
Verfahrensabwicklung gelegen ist.�

32. Im nunmehrigen Abs. 4 des § 24 hat der dritte
Satz zu lauten:

�Dem Verfahren zur Erteilung der Baubewilligung für
den Neu-, Zu- oder Umbau von Gebäuden oder die Än-
derung des Verwendungszweckes von Gebäuden oder
Gebäudeteilen auf Grundstücken, die einer Gefährdung
im Sinne des § 3 Abs. 2 ausgesetzt sind, ist jedenfalls ein
zur Beurteilung der jeweiligen Gefahrensituation geeig-
neter Sachverständiger (Sachverständiger für Wildbach-
und Lawinenverbauung, für Geologie, für Bodenme-
chanik und dergleichen) beizuziehen.�

33. Im nunmehrigen Abs. 6 des § 24 wird im ersten
Satz das Zitat �Abs. 6 lit. a und c� durch das Zitat �Abs. 5
lit. a und c� ersetzt.

34. Der nunmehrige Abs. 7 des § 24 hat zu lauten:
�(7) Als Sachverständige im Sinne des Abs. 4 dritter

Satz dürfen nur allgemein beeidete gerichtliche Sach-
verständige auf dem betreffenden Gebiet und die im
Abs. 5 lit. a und c genannten Personen herangezogen
werden.�

35. Im Abs. 2 des § 26 wird das Zitat �§ 24 Abs. 9�
durch das Zitat �§ 24 Abs. 8� ersetzt.

36. Der Abs. 3 des § 26 hat zu lauten:
�(3) Das Bauansuchen ist ohne weiteres Verfahren

abzuweisen, wenn bereits aufgrund des Ansuchens of-
fenkundig ist, dass

a) das Bauvorhaben dem Flächenwidmungsplan,
einem Bebauungsplan oder örtlichen Bauvorschriften
widerspricht oder

b) durch das Bauvorhaben entgegen dem § 15 Abs. 4
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 ein Freizeit-
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wohnsitz neu geschaffen oder entgegen dem § 16a Abs. 1
oder 2 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 ein Frei-
zeitwohnsitz wieder aufgebaut oder erweitert werden
soll oder

c) das Bauvorhaben nach § 44 Abs. 7, § 55 Abs. 5, § 70
Abs. 3 zweiter Satz, § 74 Abs. 7, § 110 Abs. 6 dritter
Satz, § 111 Abs. 3 fünfter Satz oder § 115 Abs. 1 zwei-
ter Satz des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 unzu-
lässig ist oder

d) bei Vorliegen der Voraussetzungen nach § 21 Abs. 2
lit. d der Bewilligungsbescheid der Agrarbehörde für das
Bauvorhaben nicht vorliegt.�

37. Im Abs. 4 des § 26 hat die lit. b zu lauten:
�b) wenn der Bauplatz für die vorgesehene Bebauung

nicht geeignet ist (§ 3) oder � außer im Falle von Sonder-
flächen nach § 47 des Tiroler Raumordnungsgesetzes
1997 � keine einheitliche Widmung aufweist oder�

38. Der Abs. 2 des § 28 hat zu lauten:
�(2) Mit der Ausführung eines anzeigepflichtigen

Bauvorhabens darf erst begonnen werden, wenn die Be-
hörde innerhalb von zwei Monaten nach Vorliegen der
vollständigen Bauanzeige weder das betreffende Bau-
vorhaben als bewilligungspflichtig festgestellt noch des-
sen Ausführung untersagt hat oder wenn sie der Aus-
führung des angezeigten Bauvorhabens ausdrücklich
zugestimmt hat (§ 22 Abs. 4).�

39. Im Abs. 5 des § 30 wird im zweiten Satz das Zitat
�§ 24 Abs. 6 lit. c� durch das Zitat �§ 24 Abs. 5 lit. c� er-
setzt.

40. Im Abs. 3 des § 32 hat der zweite Satz zu lauten:
�Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, so kann

die Behörde Sendungen nach § 23 des Zustellgesetzes
ohne vorhergehenden Zustellversuch hinterlegen.�

41. Im Abs. 1 des § 35 hat der erste Satz zu lauten:
�Der Eigentümer der baulichen Anlage hat die Voll-

endung eines bewilligungspflichtigen Bauvorhabens
nach § 20 Abs. 1 lit. a, b oder e unverzüglich der Behörde
schriftlich anzuzeigen.�

42. Im Abs. 2 des § 35 hat die lit. b zu lauten:
�b) eine dem bewilligten Verwendungszweck ent-

sprechende Wasser- und Energieversorgung sowie Ent-
sorgung der Abwässer und der Niederschlagswässer
vorhanden sind; sofern nach den kanalisationsrecht-
lichen Vorschriften Anschlusspflicht besteht, muss der
Anschluss an die öffentliche Kanalisation ordnungsge-
mäß hergestellt sein;�

43. Im Abs. 3 des § 35 hat der dritte Satz zu lauten:
�Der Eigentümer der baulichen Anlage hat die Voll-

endung eines anzeigepflichtigen Bauvorhabens unver-
züglich der Behörde schriftlich anzuzeigen.�

44. Im Abs. 1 des § 36 hat der erste Satz zu lauten:
�Gebäude, die öffentlichen Zwecken dienen, be-

trieblich genutzte Gebäude, für die eine gewerbliche
Betriebsanlagengenehmigung nicht erforderlich ist, und
Wohnanlagen dürfen in den Fällen des § 20 Abs. 1 lit. a
und b erst aufgrund einer Benützungsbewilligung be-
nützt werden.�

45. Der Abs. 4 des § 37 hat zu lauten:
�(4) Die Behörde hat dem Eigentümer einer bau-

lichen Anlage deren weitere Benützung ganz oder teil-
weise zu untersagen,

a) wenn er sie benützt, obwohl es sich um ein bewil-
ligungspflichtiges Bauvorhaben handelt, für das eine
Baubewilligung nicht vorliegt, 

b) wenn er sie benützt, obwohl es sich um ein anzeige-
pflichtiges Bauvorhaben handelt, das ohne eine ent-
sprechende Bauanzeige, erheblich abweichend von der
Bauanzeige oder ungeachtet einer Untersagung nach
§ 22 Abs. 3 dritter Satz ausgeführt wurde, 

c) wenn er sie vor der Erstattung der Anzeige über
die Bauvollendung oder ohne Vorliegen der Vorausset-
zungen nach § 35 Abs. 2 benützt,

d) wenn er sie zu einem anderen als dem bewilligten
bzw. dem aus der baulichen Zweckbestimmung hervor-
gehenden Verwendungszweck benützt,

e) wenn er ein Gebäude im Sinne des § 36 Abs. 1 ohne
Vorliegen einer Benützungsbewilligung benützt,

f) wenn er einen Wohnsitz entgegen dem § 15 Abs. 2
oder 5 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997 als Frei-
zeitwohnsitz oder ungeachtet des Erlöschens seiner
Eigenschaft als Freizeitwohnsitz (§ 16b des Tiroler
Raumordnungsgesetzes 1997) weiter als Freizeitwohn-
sitz verwendet oder

g) wenn er im Rahmen einer Hofstelle entgegen dem
§ 44 Abs. 5 erster Satz oder 6 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997 eine gewerbliche Tätigkeit ausübt,
und zwar hinsichtlich der weiteren Ausübung dieser
Tätigkeit.

Wird die bauliche Anlage von einem Dritten benützt,
so ist diesem die weitere Benützung zu untersagen. Bei
Gefahr im Verzug kann die Behörde die bauliche Anlage
durch Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangs-
gewalt räumen.�

46. Im Abs. 3 des § 41 wird folgender Satz angefügt:
�Besteht Grund zur Annahme, dass ein Bescheid nach

dem ersten oder zweiten Satz nicht fristgerecht rechts-
wirksam zugestellt werden kann, so hat ihn die Behörde
nach § 23 des Zustellgesetzes ohne vorhergehenden Zu-
stellversuch zu hinterlegen.�
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47. Im Abs. 4 des § 41 wird folgender Satz angefügt:
�Besteht Grund zur Annahme, dass eine solche Mit-

teilung nicht fristgerecht rechtswirksam zugestellt wer-
den kann, so hat sie die Behörde nach § 23 des Zustell-
gesetzes ohne vorhergehenden Zustellversuch zu hin-
terlegen.�

48. Im Abs. 1 des § 45 hat der zweite Satz zu lauten:
�Der Anzeige sind ein Lageplan, eine Beschreibung

der technischen Ausführung und eine planliche Dar-
stellung der betreffenden Werbeeinrichtung in zwei-
facher Ausfertigung anzuschließen.�

49. Der Abs. 4 des § 45 hat zu lauten:
�(4) Die Behörde hat die angezeigte Errichtung, Auf-

stellung oder Änderung einer Werbeeinrichtung zu prü-
fen. Ergibt sich dabei, dass das angezeigte Vorhaben nach
Abs. 3 unzulässig ist, so hat die Behörde dessen Aus-
führung innerhalb von zwei Monaten nach Vorliegen der
vollständigen Anzeige mit schriftlichem Bescheid zu
untersagen. Sind zur Wahrung der nach Abs. 3 ge-
schützten Interessen Auflagen, Bedingungen oder eine
Befristung notwendig, so hat die Behörde innerhalb der-
selben Frist die Zustimmung zur Ausführung des ange-
zeigten Vorhabens mit schriftlichem Bescheid mit ent-
sprechenden Auflagen, unter entsprechenden Bedin-
gungen oder befristet zu erteilen. Besteht Grund zur
Annahme, dass ein Bescheid nach dem zweiten oder drit-
ten Satz nicht fristgerecht rechtswirksam zugestellt wer-
den kann, so hat ihn die Behörde nach § 23 des Zustell-
gesetzes ohne vorhergehenden Zustellversuch zu
hinterlegen.�

50. Im Abs. 1 des § 47 hat der zweite Satz zu lauten:
�Der Anzeige sind ein Lageplan, eine Beschreibung

der technischen Ausführung der Aufschüttung oder
Abgrabung und ein Geländeschnitt in zweifacher Aus-
fertigung anzuschließen.�

51. Im Abs. 3 des § 47 hat der zweite Satz zu lauten:
�In den Mindestabstandsflächen von 3 bzw. 4 m (§ 6

Abs. 1) darf das ursprüngliche Geländeniveau oder,
wenn im Bebauungsplan eine Höhenlage festgelegt ist,
das durch die Höhenlage bestimmte Geländeniveau
durch die Aufschüttung oder Abgrabung höchstens um
2 m, im Gewerbe- und Industriegebiet höchstens um
2,80 m, verändert werden, außer der betroffene Nach-
bar stimmt einer Veränderung in einem größeren Aus-
maß nachweislich zu.�

52. Im Abs. 1 des § 48a hat der zweite Satz zu lauten:
�Der Anzeige sind ein Lageplan und eine zur Beur-

teilung der Auswirkungen des angezeigten Vorhabens
auf das Orts- und Straßenbild ausreichende Beschrei-

bung und planliche Darstellung des Vorhabens in zwei-
facher Ausfertigung anzuschließen.�

53. Der Abs. 3 des § 48a hat zu lauten:
�(3) Die Behörde hat die angezeigte Errichtung oder

wesentliche Änderung eines Antennentragmastens zu
prüfen. Die Behörde hat das angezeigte Vorhaben inner-
halb von zwei Monaten nach Vorliegen der vollständi-
gen Anzeige mit schriftlichem Bescheid zu untersagen,
wenn sich ergibt, dass das Orts- oder Straßenbild durch
das Vorhaben erheblich beeinträchtigt würde. Besteht
Grund zur Annahme, dass ein solcher Untersagungsbe-
scheid nicht fristgerecht rechtswirksam zugestellt wer-
den kann, so hat ihn die Behörde nach § 23 des Zustell-
gesetzes ohne vorhergehenden Zustellversuch zu hin-
terlegen.�

54. Im Abs. 4 des § 48a wird folgender Satz angefügt:
�Besteht Grund zur Annahme, dass ein solcher Be-

scheid nicht fristgerecht rechtswirksam zugestellt wer-
den kann, so hat ihn die Behörde nach § 23 des Zustell-
gesetzes ohne vorhergehenden Zustellversuch zu hin-
terlegen.�

55. § 53 hat zu lauten:

�§ 53
Nichtigkeit

Bescheide, mit denen die Baubewilligung erteilt wird,
leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler, wenn 

a) dem Bauverfahren entgegen dem § 24 Abs. 4 kein
hochbautechnischer oder brandschutztechnischer
Sachverständiger oder kein Sachverständiger zur Beur-
teilung der jeweiligen Gefahrensituation beigezogen
wurde;

b) die Baubewilligung erteilt wurde, obwohl das be-
treffende Bauvorhaben dem Flächenwidmungsplan
oder einem Bebauungsplan widersprochen hat (§ 26
Abs. 3 lit. a) oder obwohl ein Abweisungsgrund nach
§ 26 Abs. 3 lit. b oder c vorgelegen ist;

c) im Bauverfahren entgegen dem § 55a Abs. 3 oder
§ 115 Abs. 3 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 1997
ein Gutachten im Sinne dieser Bestimmungen nicht ein-
geholt wurde.�

56. Im Abs. 1 des § 54 hat die lit. k zu lauten:
�k) als Eigentümer oder Bauberechtigter � unbe-

schadet des § 15 Abs. 8 und 9 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997 � eine bauliche Anlage oder einen
Teil davon zu einem anderen als dem bewilligten bzw.
als dem aus der baulichen Zweckbestimmung hervorge-
henden Verwendungszweck benützt oder anderen zur
Benützung überlässt oder wer entgegen dem § 44 Abs. 5
erster Satz oder Abs. 6 des Tiroler Raumordnungs-
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gesetzes 1997 auf einer Hofstelle eine gewerbliche
Tätigkeit ausübt oder eine Hofstelle anderen zur Aus-
übung einer solchen Tätigkeit überlässt,�

57. Im Abs. 1 des § 54 wird die Wortfolge �mit Geld-
strafe bis zu 500.000,� Schilling� durch die Wortfolge
�mit Geldstrafe bis zu 500.000,� Schilling, ab 1. Jänner
2002 mit Geldstrafe bis zu 36.300,� Euro,� ersetzt.

58. Im Abs. 2 des § 54 hat die lit. e zu lauten:
�e) als Eigentümer einer baulichen Anlage entgegen

dem § 35 Abs. 1, 3 oder 4, gegebenenfalls in Verbindung
mit § 44 Abs. 6 oder § 47 Abs. 4, die Vollendung eines
bewilligungspflichtigen oder anzeigepflichtigen Bau-
vorhabens der Behörde nicht anzeigt,�

59. Im Abs. 2 des § 54 wird die Wortfolge �mit Geld-
strafe bis zu 50.000,� Schilling� durch die Wortfolge �mit
Geldstrafe bis zu 50.000,� Schilling, ab 1. Jänner 2002
mit Geldstrafe bis zu 3.600,� Euro,� ersetzt.

60. Der Abs. 10 des § 58 hat zu lauten:
�(10) Bei Gebäuden, für die die Baubewilligung auf-

grund von Vorschriften vor dem In-Kraft-Treten dieses
Gesetzes erteilt wurde, dürfen nachträglich angebaute
Treppentürme und bauliche Anlagen für Personenauf-
züge unter den Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 erster
Satz vor die Baufluchtlinie ragen oder vor dieser errich-
tet werden. Weiters dürfen solche Anbauten in die Min-
destabstandsflächen nach § 6 Abs. 1 ragen oder inner-
halb dieser Flächen errichtet werden, wenn den Erfor-
dernissen des Brandschutzes entsprochen wird. Ist eine
Baugrenzlinie festgelegt, so dürfen sie unter dieser Vor-
aussetzung vor die Baugrenzlinie ragen oder vor dieser
errichtet werden. Im Übrigen bleiben sie im Rahmen des
§ 6 Abs. 6 erster Satz unberücksichtigt. Der Abstand von
1 m gegenüber anderen Grundstücken als Verkehrsflä-
chen darf jedoch nur unterschritten werden, wenn der
betroffene Nachbar dem nachweislich zustimmt.�

61. Im § 58 werden folgende Bestimmungen als Abs. 11
und 12 angefügt:

�(11) Das Erfordernis der einheitlichen Widmung des
Bauplatzes nach § 2 Abs. 12 dritter Satz in Verbindung

mit § 26 Abs. 4 lit. b besteht nicht, wenn das Bauan-
suchen oder die Bauanzeige vor dem In-Kraft-Treten des
neuen oder geänderten Flächenwidmungsplanes nach
§ 108 Abs. 1 zweiter Satz des Tiroler Raumordnungs-
gesetzes 1997 eingebracht wurde.

(12) Für Grundstücke, die bereits nach dem Tiroler
Raumordnungsgesetz 1984, LGBl. Nr. 4, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz LGBl. Nr. 76/1990, als Bauland
oder als Sonderflächen gewidmet worden sind oder für
die Verbauungspläne (Wirtschaftspläne) bestehen, darf
abweichend vom § 14 Abs. 1 bis zum Ablauf von drei
Jahren nach dem In-Kraft-Treten des neuen oder geän-
derten Flächenwidmungsplanes im Sinne des Abs. 11 die
Bewilligung für die Änderung von Grundstücksgrenzen
auch dann erteilt werden, wenn nur die Voraussetzun-
gen nach § 14 Abs. 2 vorliegen. In diese Frist sind die
Zeiten des Bewilligungsverfahrens und eines Verfahrens
vor der Vorstellungsbehörde, dem Verwaltungsge-
richtshof oder dem Verfassungsgerichtshof nicht ein-
zurechnen.�

Artikel II

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Oktober 2001 in Kraft.
(2) Die Verwendung von im Freiland gelegenen Frei-

zeitwohnsitzen auch zu einem anderen Zweck als dem
eines Freizeitwohnsitzes bedarf abweichend vom § 20
Abs. 1 lit. d in der Fassung des Art. I Z. 23 dann keiner
Baubewilligung, wenn die entsprechende Änderung des
Verwendungszweckes vor dem In-Kraft-Treten dieses
Gesetzes erfolgt ist.

(3) Im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Geset-
zes anhängige Verfahren aufgrund von Bauanzeigen und
von Anzeigen nach § 45 Abs. 1, § 47 Abs. 1 und § 48a
Abs. 1 sind nach den bisherigen Vorschriften weiterzu-
führen. Abweichend davon hat die Behörde Bescheide
in diesen Verfahren nach § 23 des Zustellgesetzes ohne
vorhergehenden Zustellversuch zu hinterlegen, wenn
Grund zur Annahme besteht, dass diese sonst nicht
fristgerecht rechtswirksam zugestellt werden können.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Gangl

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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Aufgrund des § 2 Abs. 4 und 5 des Bundesverfassungsgesetzes betreffend Grundsätze für die Einrichtung und
Geschäftsführung der Ämter der Landesregierungen außer Wien, BGBl. Nr. 289/1925, und des Art. 58 Abs. 5 und 6
der Tiroler Landesordnung 1989, LGBl. Nr. 61/1988, wird mit Zustimmung der Landesregierung und, soweit hie-
bei Angelegenheiten der mittelbaren Bundesverwaltung berührt werden, mit Zustimmung der Bundesregierung
verordnet:

Artikel I

Die Verordnung über die Geschäftseinteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung, LGBl. Nr. 30/1999, zu-
letzt geändert durch die Verordnung LGBl. Nr. 52/2001, wird wie folgt geändert:

1. Im § 1 wird bei der Aufzählung der Aufgaben der Abteilung Allgemeine Bauangelegenheiten der Punkt durch
einen Strichpunkt ersetzt und die Wortfolge �fachliche Angelegenheiten der Baupolizei und Baustoffzulassung;
Liegenschaftsbewertungen.� angefügt.

2. Im § 1 wird das Sachgebiet Baupolizei aufgehoben.

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 2001 in Kraft.

75. Verordnung des Landeshauptmannes vom 19. Juni 2001, mit der die Verordnung über die
Geschäftseinteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung geändert wird

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold
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